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Antrag 
 
 
der Fraktion der SPD 
 
 
NRW muss funktionieren: Handlungsbedarf bei der inneren Sicherheit darf nicht igno-
riert werden   
 
 
I. Ausgangslage  

 
Am 12. März 2025 stellte Innenminister Herbert Reul die Polizeiliche Kriminalstatistik (PKS) 
2024 vor. Trotz eines leichten Rückgangs der Gesamtkriminalität bleibt die Kriminalitätsrate 
auf einem hohen Niveau. Nach den deutlichen Anstiegen der erfassten Fallzahlen in den ver-
gangenen Jahren zeigt die Statistik, dass auf dem Gebiet der inneren Sicherheit weiterhin 
dringender Handlungsbedarf besteht. 
 
Besonders im Bereich der Gewaltkriminalität bleiben die Zahlen auf einem besorgniserregen-
den Stand. Während es im Jahresvergleich insgesamt im Bereich der Gewaltdelikte minimale 
Rückgänge bei den erfassten Fallzahlen gibt, ist im Zehnjahresvergleich ein Anstieg von 20 
Prozent zu verzeichnen. Bei Körperverletzungsdelikten kam es auch im vergangenen Jahr zu 
einem Anstieg der erfassten Fälle um 1,7 Prozent. Noch gravierender ist die Zunahme der 
Messerangriffe, die im Jahr 2024 um mehr als 20 Prozent gestiegen sind – ein äußerst beun-
ruhigender Trend, der die eskalierende Gewalt in einigen Teilen der Gesellschaft widerspie-
gelt. Auch die Zahl der erfassten Wohnungseinbrüche ist um 5,2 Prozent gestiegen. 
  
Ebenso alarmierend ist der erneute Anstieg bei den erfassten Fällen von Widerstand gegen 
die Staatsgewalt bzw. tätlichen Angriffen auf die Staatsgewalt, von dem insbesondere Polizis-
tinnen und Polizisten betroffen sind. Im vergangenen Jahr wurden 10.084 Fälle dieser Art re-
gistriert, was einem Anstieg von 1,6 Prozent entspricht. Diese Entwicklung ist erschütternd und 
auch ein Indiz für eine gewachsene Respektlosigkeit gegenüber staatlichen Institutionen. 
 
Der Bereich Cybercrime verzeichnete einen Anstieg der erfassten Fallzahlen von 7,8 Prozent. 
Der dabei entstandene Schaden von mehr als 32 Millionen Euro verdeutlicht, dass der digitale 
Raum zunehmend zum Tatort wird und hier dringend verstärkte Maßnahmen erforderlich sind. 
 
Diese Entwicklungen werfen die zentrale Frage auf, wie die Landesregierung auf diese sich 
verfestigenden Trends reagieren wird. Der Handlungsbedarf bleibt enorm, doch bislang blei-
ben die Reaktionen der Landesregierung hinter den gewachsenen Anforderungen zurück. Ein 
„Weiter so“ ist keine Antwort auf die immer größer werdenden Herausforderungen im Bereich 
der inneren Sicherheit. 
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Unserer Polizei den Rücken stärken 
 
Ein entscheidender Punkt für eine effektive Bekämpfung der Kriminalität ist die personelle und 
technische Ausstattung der Polizei. Die Polizei ist der Garant für Sicherheit und Rechtsstaat-
lichkeit in unserem Land. Eine gut ausgestattete und motivierte Polizei ist unverzichtbar, um 
Kriminalität erfolgreich zu bekämpfen und die Sicherheit der Bürgerinnen und Bürger zu ge-
währleisten. Damit sie den steigenden Herausforderungen weiter gerecht werden kann, müs-
sen ihre Ressourcen, ihre Arbeitsbedingungen und ihre Ausbildung nachhaltig gestärkt wer-
den. 
 
Seit 2010 wurden die Neueinstellungen kontinuierlich erhöht, zuletzt auf 3.000 pro Jahr. Die 
Landesregierung setzte damit die schrittweise Steigerung der Einstellungszahlen fort, die be-
reits von der vorherigen SPD-geführten Landesregierung verfolgt wurde. Diese Entwicklung 
muss weiter verstetigt werden. Gleichzeitig ist es jedoch dringend notwendig, auch die Ausbil-
dungskapazitäten an der Hochschule für Polizei und öffentliche Verwaltung NRW sowie im 
praktischen Bereich auszubauen, um mit den gestiegenen Einstellungszahlen Schritt zu halten 
und eine umfassende Betreuung der Anwärter und Anwärterinnen sicherzustellen. Derzeit ist 
dies nicht mehr ausreichend gewährleistet und insbesondere auch zur Senkung der hohen 
„Drop-Out-Quote“ in der Polizeiausbildung erforderlich. Zudem müssen die Arbeitsbedingun-
gen für Ausbilderinnen und Ausbilder sowie Dozentinnen und Dozenten verbessert und die 
Lehrzulagenverordnung modernisiert werden, um den Fortbildungsbedarf und die Attraktivität 
des Berufs langfristig zu sichern. 
 
Auf den Straßen und in den Stadtquartieren aber auch in den Schulen muss die Polizei als 
Ansprechpartner für die Bürgerinnen und Bürger sichtbar sein. Bürgernähe stärkt das Ver-
trauen der Bevölkerung in die Arbeit der Polizei.  Durch eine höhere Präsenz vor Ort können 
Polizisten und Polizistinnen gezielt auf die Anliegen und Sorgen der Bürger und Bürgerinnen 
eingehen und tragen dadurch zu einem verbesserten Sicherheitsgefühl bei. Umgekehrt benö-
tigt die Polizei für eine erfolgreiche Arbeit auch das Vertrauen und die Unterstützung der Bür-
gerinnen und Bürger. Zudem hilft eine sichtbare Polizeipräsenz gerade an Kriminalitätsschwer-
punkten auch in objektiver Hinsicht bei der Bekämpfung und Vermeidung von Kriminalität. Ins-
besondere deshalb müssen der Bezirksdienst ausgebaut und die Zahl der Bezirksbeamten 
und -beamtinnen verstärkt werden. 
 
Trotz der gestiegenen Neueinstellungen gibt es in der Polizei nach wie vor personelle Defizite, 
insbesondere bei der Kriminalpolizei. Gerade sie hat in der Vergangenheit einen enormen Auf-
gabenzuwachs erfahren, zum Beispiel durch die wachsende Digitalisierung und die zuneh-
mende Verlagerung von Kriminalität in den Cyberraum oder durch Mehraufwände bei der kri-
minalpolizeilichen Gefahrenabwehr. Die personelle Ausstattung der Kriminalpolizei hält mit 
diesen Entwicklungen nicht Schritt. Die weiterhin bestehende Überlastung ist ein Risiko für 
eine effektive Verbrechensbekämpfung. Diese Entwicklung muss gestoppt werden, da sie 
ernste Folgen für die Arbeit der Kriminalpolizei und damit für die Sicherheit in unserem Land 
hat. Klar ist, dass eine Stärkung der Kriminalpolizei keinesfalls zu Lasten der übrigen Direkti-
onen in der Polizei gehen darf. Erforderlich ist deshalb ein Personalentwicklungskonzept „aus 
einem Guss“ für die gesamte Polizei. Angesichts neuer sicherheitspolitischer Herausforderun-
gen und Entwicklungen müssen in allen Bereichen der Polizei mehr Spezialisierungen in der 
Ausbildung ermöglicht werden, ohne dass dabei vom Modell einer ganzheitlichen Ausbildung 
und einer gemeinsamen Polizei abgerückt wird. Zudem müssen weitere Erleichterungen für 
die Beschäftigung von „Seiteneinsteigern“ und „Seiteneinsteigerinnen“ erfolgen – zum Beispiel 
für dringend benötigte IT-Fachkräfte zur Bekämpfung von Cyberkriminalität.  
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Gewaltkriminalität eindämmen 
 
Die hohe Zahl an Gewaltdelikten, insbesondere auch die zunehmenden Stichwaffenangriffe, 
stellt eine ernsthafte Bedrohung für die öffentliche Sicherheit dar. Immer wieder wird auf die 
Schwierigkeiten hingewiesen, die Täter und Täterinnen zeitnah zu überführen und zu bestra-
fen. Diese Probleme sind vor allem auf die Überlastung und personellen Engpässe in der Jus-
tiz zurückzuführen. Eine konsequente Strafverfolgung ist jedoch unerlässlich, um zum einen 
zu verhindern, dass Täter und Täterinnen den Rechtsstaat als „schwach“ wahrnehmen, und 
zum anderen, um das Vertrauen der Bevölkerung in die Handlungsfähigkeit unserer Justiz zu 
bewahren. Besonders im Umgang mit jugendlichen Straftätern ist es wichtig, dass auf Fehl-
verhalten umgehend reagiert werden kann. Andernfalls wird eine falsche Signalwirkung er-
zeugt, da der fatale Eindruck entsteht, dass Straftaten nicht sanktioniert werden. Eine gut auf-
gestellte Strafverfolgung sowie eine personell und sachlich ausreichende Ausstattung der Jus-
tiz sind daher entscheidend, um Straftaten zügig zu ahnden und Täter und Täterinnen schnell 
zu ermitteln. Zudem müssen Abschiebungen von Tätern und Täterinnen, die schwere Gewalt-
verbrechen begangen haben und bei denen keine deutsche Staatsbürgerschaft vorliegt, kon-
sequent veranlasst und durchgesetzt werden. 
 
Gleichzeitig müssen wir anerkennen, dass die Ursachen für Gewalt oft tiefgehender sind und 
nicht nur innen- und rechtspolitische Antworten erfordern, sondern auch sozialpolitische, fami-
lienpolitische, jugendpolitische, bildungspolitische und integrationspolitische Initiativen not-
wendig sind. Prävention ist ein entscheidender Schlüssel zur Bekämpfung von Gewaltkrimina-
lität, insbesondere bei der Bekämpfung von Kinder- und Jugendkriminalität. Besonders in 
Stadtteilen und Quartieren, in denen viele – vor allem junge – Menschen in sozialen Notlagen 
aufwachsen und sich gesellschaftlich abgehängt fühlen, kommt es häufig zu Gewaltkriminali-
tät. Diese Umstände können zwar keine Entschuldigung für Gewalt darstellen, dennoch ist es 
eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, die Lebenssituation und die Teilhabechancen der Men-
schen in diesen Quartieren zu verbessern. Daher ist es notwendig, neben einem klaren Stopp-
signal für Gewalttäter und -täterinnen auch die Präventions- und Hilfsangebote zu stärken, 
etwa durch gezielte Jugendsozialarbeit und durch die Unterstützung der Elternhäuser. Eine 
inklusive Gesellschaft, die allen Menschen – unabhängig von Herkunft und sozialem Status – 
Teilhabe ermöglicht, stellt eine der wirksamsten Präventionsmaßnahmen gegen Kriminalität 
dar. Grundsätzlich gilt: Vorbeugen ist besser als heilen. Der größte Erfolg in der Kriminalitäts-
bekämpfung tritt dann ein, wenn Kriminalität gar nicht erst entsteht. Jeder Euro, der in Präven-
tion investiert wird, erspart nachweislich ein Vielfaches an Ausgaben für die Sanktionierung 
von Straftaten.  
 
Die Entwicklung und Weiterentwicklung von präventiven Konzepten zur Bekämpfung von Ge-
walt erfordert die enge Zusammenarbeit aller relevanten Akteure aus Politik, Justiz, Polizei, 
Sozialarbeit, Jugendarbeit, Integrationsarbeit und Opferschutz. In Nordrhein-Westfalen exis-
tiert mit dem Landespräventionsrat ein interdisziplinäres Gremium, das die Landesregierung 
in präventiven Fragen der Kriminalitätsbekämpfung berät. Dieses Gremium muss verstärkt ge-
nutzt werden, um präventive Maßnahmen gegen Gewalt weiterzuentwickeln und deren flä-
chendeckende Koordination und Vernetzung zu gewährleisten. Zudem müssen die Kommu-
nen finanziell in die Lage versetzt werden, dass die Quartiersarbeit mit Sozialarbeitern und 
Sozialarbeiterinnen gestärkt werden kann. Gerade lokale Initiativen sind von großer Bedeu-
tung, um gezielte, bedarfsgerechte Präventionsmaßnahmen zu entwickeln und umzusetzen. 
 
Besondere Besorgnis erregt vor allem die alarmierend hohe Zahl an Angriffen mit Stichwaffen. 
Diese Entwicklung ist äußerst gefährlich, da solche Angriffe in der Regel schwere Verletzun-
gen oder sogar den Tod der Opfer zur Folge haben. Grundsätzlich gibt es keinen Anlass, dass 
jemand mit einem Messer in der Öffentlichkeit unterwegs ist. Daher ist die Ende vergangenen 
Jahres auf Bundesebene beschlossene Verschärfung des Waffenrechts, die den Ländern die 
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Möglichkeit gibt, an kriminalitätsbelasteten Orten und im öffentlichen Personennahverkehr 
(ÖPNV) grundsätzlich das Mitführen von Messern zu verbieten, uneingeschränkt zu begrüßen. 
Nordrhein-Westfalen muss diese neuen Verbotsmöglichkeiten entschlossen durchsetzen. 
 
Darüber hinaus muss in enger Abstimmung mit den betroffenen Kreispolizeibehörden und 
Kommunen die Einrichtung weiterer Waffenverbotszonen in besonders kriminalitätsbelasteten 
Stadtteilen erfolgen. Es ist entscheidend, dass über die Einrichtung solcher Zonen unbürokra-
tisch und ohne Verzögerung entschieden wird, wenn dies erforderlich ist. Zur effektiven Durch-
setzung der Waffenverbote sind in diesen Zonen regelmäßige polizeiliche Razzien auf Straßen 
und Plätzen notwendig. Bei auffälligen Personen müssen konsequente Gefährderansprachen 
erfolgen. Zusätzlich oder alternativ sollte das „Dortmunder Modell“ auf weitere Kommunen 
ausgeweitet werden. Dieses Modell verbietet Personen, die als Intensivtäter bekannt sind oder 
bereits durch Androhung von Messergewalt aufgefallen sind, generell das Tragen von Mes-
sern und anderen gefährlichen Werkzeugen. 
 
Entschlossene Bekämpfung von Cyberkriminalität 
 
Die Zahl der Straftaten, die durch die Nutzung von Informationstechnik bzw. über das Internet 
begangen werden, nimmt seit Jahren rapide zu. Insgesamt ist festzustellen, dass sich die kri-
minelle Energie zunehmend aus der analogen in die digitale Welt verlagert. Cyberkriminalität 
spielt mittlerweile eine zentrale Rolle bei der Kriminalitätsentwicklung und tritt in unterschiedli-
chen Deliktsbereichen auf. Cyberangriffe, sowohl von staatlichen Akteuren wie Russland, 
China und Iran, als auch von nichtstaatlichen Täterinnen und Tätern, richten sich gegen Wirt-
schaftsunternehmen und staatliche Institutionen, um Sabotage- oder Spionageaktionen durch-
zuführen. Auch politische Hasskriminalität und Desinformation verbreiten sich zunehmend 
über soziale Medien und stellen eine ernsthafte Bedrohung für den sozialen Frieden sowie die 
demokratische Ordnung dar. Darüber hinaus sind auch Privatpersonen immer häufiger Opfer 
von Cyberkriminalität – sei es durch Betrugsdelikte, Daten- und Identitätsdiebstahl oder Cy-
bermobbing. 
 
Straftaten im Bereich des Kindesmissbrauchs und der organisierten Kriminalität verlagern sich 
ebenfalls zunehmend ins Internet und Darknet. Mit der rasanten Entwicklung der Künstlichen 
Intelligenz entstehen für Kriminelle neue, bedrohliche Möglichkeiten. Daher stellt die Bekämp-
fung der Cyberkriminalität eine der größten Herausforderungen der Innenpolitik dar, die auch 
auf Landesebene entschlossen angegangen werden muss. Der Rechtsstaat muss auch in die-
sem Bereich handlungsfähiger werden. 
 
Um dies zu gewährleisten, muss der Personalbestand bei Polizei und Justiz weiter aufgestockt 
werden, insbesondere im Bereich der Cyberermittler und -ermittlerinnen. Das Cybercrime-
Kompetenzzentrum des Landeskriminalamts sowie die Zentral- und Ansprechstelle Cyber-
crime Nordrhein-Westfalen bei der Staatsanwaltschaft Köln müssen bedarfsgerecht weiter 
ausgebaut werden, ebenso wie die an mehreren Polizeipräsidien eingerichteten spezialisier-
ten Kriminalinspektionen zur Bekämpfung von Cyberkriminalität. Um diese Maßnahmen er-
folgreich umzusetzen, müssen jedoch auch die Arbeitsbedingungen und Vergütungen für 
hochqualifizierte IT-Fachkräfte verbessert werden, da der Fachkräftemangel im IT-Bereich die 
Personalgewinnung erschwert. 
 
Zudem müssen die Strafverfolgungsbehörden mit den neuesten technischen Mitteln ausge-
stattet werden, um den wachsenden Anforderungen im digitalen Raum gerecht zu werden. 
Dies erfordert die Schaffung gemeinsamer technischer Infrastrukturen für den Datenaustausch 
und die Beweismittelauswertung. 
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Ein weiterer wichtiger Schritt ist der Ausbau der digitalen Präsenz der Strafverfolgungsbehör-
den, um den Eindruck eines „rechtsfreien Raums“ im Netz zu vermeiden. Die Einführung der 
Internetwache war ein erster Schritt, aber nach wie vor werden zu wenige Straftaten im digita-
len Raum angezeigt. Daher müssen die Anzeigemöglichkeiten weiter verbessert werden. Mit-
hilfe KI-gestützter Anzeigenaufnahme kann eine interaktive und benutzerfreundliche Anzei-
generstattung ermöglicht werden, die vor allem bei Massendelikten wie Online-Betrug, Volks-
verhetzung oder Beleidigung im Netz eine Entlastung der Ermittler zur Folge haben könnte. 
 
Da insbesondere Kinder und Jugendliche in der digitalen Welt besonders gefährdet sind, sollte 
ein spezifisches „Online-Kommissariat“ für diese Zielgruppe eingerichtet werden, bei dem sich 
junge Menschen im Falle von Straftaten im digitalen Raum melden können. Gleichzeitig müs-
sen Präventionsangebote für Kinder und Jugendliche ausgebaut werden, insbesondere durch 
unabhängige Beratungsstellen außerhalb der Polizei. Zudem sollte die Polizei ihre Präsenz in 
den sozialen Medien durch „Online-Streifen“ verstärken. Auch im Bereich des Online-Gamings 
muss eine größere polizeiliche Expertise und Präsenz aufgebaut werden, insbesondere ange-
sichts der Gefahren wie Cybergrooming, denen Kinder und Jugendliche ausgesetzt sind. 
 
Parallel muss die Sensibilisierung der Bürger, Unternehmen und der öffentlichen Verwaltung 
für den Schutz vor Cyberkriminalität verstärkt werden. Es müssen Konzepte zur digitalen Bil-
dung und Medienkompetenz entwickelt und ausgebaut werden, um besonders Minderjährige 
besser auf die Risiken im digitalen Raum vorzubereiten. Vor allem an Schulen sollten ver-
pflichtende Veranstaltungen stattfinden, die über Gefahren im Netz und in den sozialen Medien 
aufklären. Dafür sind spezialisierte Fachkräfte wie Pädagogen, Medienpädagogen sowie 
Schulsozialarbeiter notwendig, die diese Themen in den Schulen verankern und auch die El-
tern, Lehrer und Erziehungsberechtigten einbinden. Zudem muss der Schutz und das Bera-
tungsangebot für Opfer von Straftaten im digitalen Raum weiter ausgebaut werden. 
 
Auf Bundesebene muss es schnell zu einer zeitlich befristeten, verpflichtenden Speicherung 
von IP-Adressen durch Telekommunikationsunternehmen im Einklang mit der Rechtspre-
chung des Europäischen Gerichtshofs kommen. Dies ist notwendig, um tatverdächtige Perso-
nen, die schwere Straftaten begehen oder terroristische Gefährder sind, über ihre Kommuni-
kation rechtzeitig identifizieren zu können, bevor sie zu ihren Taten schreiten. Ermittlungen 
dürfen nicht vom Zufall oder von den Hinweisen ausländischer Sicherheitsbehörden abhängig 
sein, zumal zunehmend unsicher ist, wie sich die Zusammenarbeit mit den US-amerikanischen 
Sicherheitsbehörden nach dem dortigen Regierungswechsel zukünftig gestalten wird. 
 
Einführung eines Periodischen Sicherheitsberichts in Nordrhein-Westfalen 
 
Die Polizeiliche Kriminalstatistik (PKS) ist ein wichtiges Instrument zur Erfassung von Strafta-
ten und zur Darstellung der Kriminalitätslage im Land. Sie vermittelt jedoch nur einen Teilas-
pekt der Realität und zeigt nicht das vollständige Bild der inneren Sicherheit und der tatsäch-
lichen Kriminalitätsentwicklung in Nordrhein-Westfalen. Besonders bei sogenannten „Kontroll-
delikten“ – wie Drogendelikten, Kindesmissbrauch oder Straftaten im Bereich der Organisier-
ten Kriminalität – führt das umfangreiche „Dunkelfeld“ zu einer erheblichen Verzerrung der 
Kriminalitätszahlen. Diese Straftaten werden oft nicht vollständig erfasst, da ihre Aufdeckung 
in hohem Maße von der Intensität der polizeilichen Kontrolle abhängt. 
 
Darüber hinaus gibt die PKS keine Auskunft darüber, wie viele der erfassten Straftaten tat-
sächlich zu einer Verurteilung der Tatverdächtigen geführt haben. Auch zur Entstehung der 
Kriminalität liefert sie keine belastbaren Erkenntnisse. Für eine effektive, ursachenorientierte 
Sicherheitspolitik sind diese Informationen jedoch von zentraler Bedeutung. 
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Wir benötigen daher die regelmäßige, mindestens einmal pro Legislaturperiode erfolgende 
Erstellung und Veröffentlichung eines Periodischen Sicherheitsberichts für Nordrhein-Westfa-
len. Dieser Bericht soll die Polizeiliche Kriminalstatistik ergänzen und alle relevanten Erkennt-
nisse zur inneren Sicherheit und Kriminalität im Land umfassend analysieren. Ziel ist es, ein 
vollständigeres Bild der Kriminalitätslage zu zeichnen, das auch nicht erfasste Straftaten sowie 
deren Ursachen berücksichtigt. 
 
 Ein Periodischer Sicherheitsbericht würde es der Politik und den Sicherheitsbehörden ermög-
lichen, gezielte, vorausschauende Konzepte zur Bekämpfung von Kriminalität zu entwickeln. 
Durch die Verknüpfung von Daten aus der Polizeilichen Kriminalstatistik, den Strafrechtspfle-
gestatistiken sowie wissenschaftlichen Untersuchungen zu Erscheinungsformen und Ursa-
chen der Kriminalität kann eine fundierte Grundlage für eine nachhaltige, faktenbasierte Si-
cherheitspolitik geschaffen werden. 
 
Ein ganzheitlicher Ansatz für eine sichere Gesellschaft 
 
Die Bekämpfung von Kriminalität erfordert somit einen ganzheitlichen Ansatz. Ein Konzept der 
inneren Sicherheit, das sich ausschließlich auf die Arbeit der Sicherheitsbehörden verlässt und 
lediglich reaktive polizeiliche Aufgaben mit getrennten und limitierten Zuständigkeiten berück-
sichtigt, kann nicht erfolgreich sein. Im Gegenteil, eine solche eindimensionale Herangehens-
weise ist ein Hindernis bei der Gewährleistung von Sicherheit, da sie lediglich den Fokus auf 
die Bekämpfung von Symptomen richtet, die Bekämpfung der Ursachen von Kriminalität aber 
vernachlässigt. 
 
Erforderlich ist ein Zusammenwirken von Repression und Prävention, getragen von einer vo-
rausschauenden Strategie, die sämtliche Akteure umfasst und sich nicht nur auf rein polizeili-
ches Handeln konzentriert. Eine erfolgreiche Innenpolitik zeichnet sich dadurch aus, dass sie 
die Sicherheit der Bürger und Bürgerinnen und auch die sozialen Rahmenbedingungen in den 
Fokus nimmt. Sie erkennt an, dass die Ursachen von Kriminalität oft auch in sozialen Ungleich-
heiten, Bildungsdefiziten und fehlenden Perspektiven liegen können. Die Schaffung von sozi-
aler Sicherheit und Stabilität muss deshalb ein zentraler Bestandteil der Politik sein. Durch 
Investitionen in Bildung, soziale Infrastruktur und Chancengleichheit wird ein Umfeld geschaf-
fen, das die Lebensqualität erhöht, Teilhabe fördert und somit auch zur inneren Sicherheit 
beiträgt. Durch die Schaffung von Perspektiven für alle Bürgerinnen und Bürgerwird das Risiko 
von Radikalisierung und Kriminalität verringert. 
 
II. Beschlussfassung:  
 
Der Landtag beauftragt die Landesregierung: 
 
• die Polizei zu stärken und die aktuellen Einstellungszahlen zu verstetigen; 
 
• die Polizeipräsenz vor Ort in den Quartieren zu erhöhen und den Bezirksdienst nachhal-

tig auszubauen; 
 
• eine qualitativ hochwertige Ausbildung des polizeilichen Nachwuchses sicherzustellen 

und die personellen sowie sachlichen Kapazitäten an der Hochschule für Polizei und 
öffentliche Verwaltung NRW, beim LAFP NRW sowie in den jeweiligen Ausbildungsbe-
hörden an die gestiegenen Einstellungszahlen anzupassen; 

 
• die Kriminalpolizei flächendeckend sowohl personell als auch in der Ausstattung zu stär-

ken; 
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• ein Personalentwicklungskonzepts für die gesamte Polizei zu erarbeiten, um mehr Zu-
gänge für qualifizierte Seiteneinsteiger sowie verbesserte Spezialisierungsmöglichkeiten 
in der Polizeiausbildung zu schaffen, ohne dass dabei vom aktuellen Modell einer ganz-
heitlichen Ausbildung und einer gemeinsamen Polizei abgerückt wird; 

 
• die bestmögliche Ausstattung der Strafverfolgungsbehörden mit moderner Technik und 

Ausrüstung sicherzustellen, die mit den neuesten technologischen Entwicklungen Schritt 
hält, und verstärkt zu prüfen, inwiefern der Einsatz von Künstlicher Intelligenz die Arbeit 
der Ermittler erleichtern kann; 

 
• die personelle Ausstattung der Staatsanwaltschaften und Gerichte zu verbessern, um 

eine konsequente und zügige Strafverfolgung sicherzustellen; 
 
• die Präventionsprogramme zur Bekämpfung der Ursachen von Kriminalität erheblich 

auszubauen und den Landespräventionsrat als Instanz zur fachübergreifenden Weiter-
entwicklung präventiver Konzepte gegen Gewaltkriminalität zu stärken. Dabei ist insbe-
sondere das Programm ‚Kurve kriegen‘ weiter auszubauen und die Gewaltprävention an 
Schulen sowie in Jugendeinrichtungen deutlich zu intensivieren; 

 
• den Einsatz von polizeilichen Jugendkontaktbeamtinnen und -beamten als Ansprech-

partner für Jugendliche auszuweiten; 
 
• Kriminalpräventive Räte auf kommunaler Ebene auszubauen und zu stärken; 
 
• die Quartiersarbeit mit Sozialarbeitern und Sozialarbeiterinnen in den Kommunen zu för-

dern und insbesondere die Jugendsozialarbeit auszubauen; 
 
• einen regelmäßigen periodischen Sicherheitsbericht für NRW zu erstellen, um ein um-

fassenderes Bild der Kriminalitätsentwicklung zu erhalten; 
 
• für eine konsequente Bekämpfung von Stichwaffenangriffen zu sorgen, eine unbürokra-

tische Einrichtung weiterer Waffenverbotszonen bei entsprechendem Bedarf sicherzu-
stellen, regelmäßige Razzien in diesen Zonen durchzuführen und die Ausweitung von 
individuellen Messertrageverboten für Intensivtäter und polizeilich bekannte Gefährder 
nach dem „Dortmunder Modell“ voranzutreiben; 

• sicherzustellen, dass Abschiebungen von Straftätern, die schwere Gewaltverbrechen 
begangen haben und keine deutsche Staatsbürgerschaft besitzen, konsequent vollzo-
gen werden; 

 
• die Zahl der Cyberermittler und -ermittlerinnen weiter zu erhöhen und das Cybercrime-

Kompetenzzentrum des Landeskriminalamts. die Zentral- und Ansprechstelle Cyber-
crime Nordrhein-Westfalen sowie die Kriminalinspektionen zur Bekämpfung von Cyber-
crime auszubauen, um die Bekämpfung von Cyberkriminalität zu verstärken; 

 
• die digitale Präsenz der Strafverfolgungsbehörden durch Online-Streifen, KI-gestützte 

Anzeigenaufnahmen sowie ein spezifisches „Online-Kommissariat“ für Kinder und Ju-
gendliche auszuweiten; 

 
• die virtuelle Präventionsarbeit für Kinder und Jugendliche in der Gaming-Szene zu in-

tensivieren; 
• Präventions- und Bildungsangebote zur digitalen Medienkompetenz, insbesondere an 

Schulen, auszubauen, um eine stärkere Sensibilisierung für die Gefahren der Cyberkri-
minalität zu erreichen; 
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• das Beratungsangebot für Opfer von Straftaten im digitalen Raum auszuweiten, um 
Hass, Hetze und Gewalt im Netz zu bekämpfen sowie den Kinder- und Jugendschutz zu 
gewährleisten; 

 
• sich auf Bundes- und EU-Ebene mit Nachdruck für klare Vorgaben und Regulierungen 

für Plattformanbieter in den Sozialen Medien einzusetzen, um Hass, Hetze und Gewalt 
im Netz wirksam zu bekämpfen; 

 
• sich auf der Bundesebene für eine zeitlich befristete, verpflichtende Speicherung von IP-

Adressen durch Telekommunikationsunternehmen im Einklang mit der Rechtsprechung 
des Europäischen Gerichtshofs einzusetzen. 

 
 
 
Jochen Ott 
Ina Blumenthal 
Elisabeth Müller-Witt 
Christina Kampmann 
 
und Fraktion 
 
 
 
 


